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Deutscher Bundestag 
Пег Präsidßnl 

Präsidenten der 
Europäischen Kommission 
Herrn Dr, José Manual Barroso 
Rue de la Loi/Wetstraat 200 
B­1049 Brüssel 

в erlin.. o¿ y.7ari&oeJ <£ΰΛΑ Sehi' geehrter Herr Präsident, 

Prof. Dï. Norbort Lammert, MdB 
Platz dor Republik 1 
l i a n Berlúi 
Telefon: ^ Э 30 Z27­729D1 
Fax: +49 30 227­70045 
ņraeBident©bund«!rtag.de 

deï Deutsche Bundestag hat m seiner 87. Sitzung am, 27. Januar 
2011 mit der Annahme der Beschlussempfehlung des Rechts­
ausschusses auf Drucksache 17/4565 zu dem „Grünbuch der 
Kommission: Optionen für die Einführung eines Europäischen 
Vertragsrechts für Verbraucher und Unternehmen" Stellung 
genommen, 

Die Beschlussempfehlung, die dem Beschlnss des Deutschea 
Bundestages zugrunde liegt, darf ich Ihnen im Rahmen des 
Konsultationsverfahrens übermitteln. 

Mit freundlichen Grüßen 

KCYK.* ^\fj\ 

GESAMT SEITEN 01 
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Deutscher Bundestag Drucksache 17/4565 

17. Wahlperiode 26.01.2011 

Beschlussempfehlung und Bericht 

des Rechtsausschusses (6, Ausschuss) 

zu der Unterrichtung 

- Drucksache 17/2994 Nr, A.16 -

Grünbuch der Kommission 
Optionen für die Einführung eines Europäischen Vortragsrechts für Verbraucher 
und Unternehmen 

КОМ (2010)348 endg.; Ratsdok.-Nr. 11961/10 

A. Problem 

Am 1. Juli 2010 legte die Europaische Kommission das Grünbuch „Optionen für 
die EinftÜmmg eines Europäischen Vertragsrechts für Verbtaucher und Unter­
nehmer" vor und eröffiiete ein öffentliches Kuusultatíonsverfahren. Nach Auf­
fassung der Kommission können die Unterschiede im Vertragsrecht der Mit­
gliedstaaten zusätzliche Trgnsaktionskosten verursachen, das Vertrauen der 
Verbraucher in den Binnenmarkt schwachen und zu Rechtsunsicherheit für Un­
ternehmen fuhren; insbesondere kleine und mittlere Unternehmen entfalteten aus 
diesen Gründen nur selten grenzüberschreitende geschäftliche Aktivitäten inner­
halb der EU. Das Oritobuch sseige Wege zur Stärkung des Binnenmarkts durch 
die Entwicklung eines Europaischen Vertragsrechts auf Die Kommisston hat 
eine Expertengruppe eingesetzt, welche die bisherigen Arbeiten und Vorschläge 
zum Europäischen Vertragsrecht ­ insbesondere den Entwurf eines Gemeinsa­
men Referenzrahmens ­ sowie die Ergebnisse der öffentlichen Konsultation 
aufbereiten soll. 

Das Grünbuch­ stellt sieben Optionen für die Ausgestaltung eines europäischen 
Vertragsrechtsinstmments vor. Die vorgestellten Möglichkeiten umfassen die 
bloße Bekanntgabe der Ergebnisse der Expertengrappě, die Schaffung einer 
sogenannten „Toolbox" als Grundlage für die Rechtsetzungstätigkeit der EU­
Organe, eine unverbindliche Empfehlung der Kommission sowie folgende vier 
Möglichkeiten zum Erlass verbindlicher EU­Rechtsakte zum Vertragsrecht: eine 
Verordnung, mit der ein fakultatives Vertiagsrecht in der EU eingeföhrt würde, 
das neben die mitgliedstaatlichen Rechtsordnungen träte, eine Richtlinie zur 
Harmonisierung des Vertragsrechts der Mitgliedstaaten, eine Verordnung Ober 
ein die mitgliedstaatlichen Vertragsrechte ersetzendes EU­Vertragsrecht sowie 
eine Verordnung zur Einführung eines umfassenden Europäischen Zivilgesetz­
buchs, 
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В. Lösung 

Kenntnisnahme des GrUnbuchs der Europäischen Kommission und Annahme 
einer Entschließung, mit der der Deutsche Bundestag zu dem Gritahuch Stellung 
nimmt und seinen Präsidenten bittet, den Beschluss als Beitrag des Deutschen 
Bundestages zum Konsultatìonsverfahren an den Präsidenten der Europäischen 
Kommission zu übermitteln. 

Annahme einer Entschließung mit den Stimmen der Fraktionen CDU/CSU, 
FOF, SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der Frakti­
on DIE LINKE, unter Kenntnisnahme des GrUnbuchs der Europäischen 
Kommission. 

C. Alternativen 

Kenntnisnahme des Grünbuchs ohne Stellungnahme. 

D. Kosten 

Wurden im Ausschuss nicht erörtert 
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Beschlussempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

in Kenntnis der Untetrichtung auf Drucksache 17/2994 Nr. A.16 wolle der 
Deutsche Bundestag beschließen, folgende Entschließung anzunehmen: 

„I. Der Deutsche Bundestag nimmt zu dem „Grtlnbuch der Kommission; Opti­
onen für die Einführung eines Europäischen Verträgsrechts für Verbraucher 
und Unternehmen", wie folgt Stellung und bittet seinen Präsidenten, den 
Beschluss als Beitrag des Deutschen Bundestages zum Konsultetionsver­
fáhren an den Präsidenten der Europäischen Kommission zu übermitteln: 

11. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

1. Die Wirtschaftsbeziehungen im europaischen Binnenmarkt werden gestal­
tet und geprägt durch eine Vielzahl schuldrechtlicher Verträge, die zwi­
schen Unternehmen untereinander sowie zwischen Verbrauchern und Un­
ternehmen geschlossen werden. Für die Ausgestaltung und rechtliehe Beur­
teilung dieser Verträge sind die jeweils geltenden, zum Teil sehr unter­
schiedlichen Vertragsrechtsysteme der Mitgliedsstaaten maßgeblich. Diese 
Unterschiede führen für die im Binnenmarkt tätigen Unternehmen und 
Verbraucher oftmals zu einer nicht unerheblichen Rechtsunsicherheit und 
können zusätzliche Transaktionskusten etwa durch notwendige Rechtsan­
passungen verursachen. 

2. Der Deutsche Bundestag begrößt das Stockholmer Programm für die Jahre 
2010 bis 2014, das die Weiterentwicklung des Raums der Freiheit, der Si­
cherheit und des Rechts zum Ziel hat und die Wirtschaftstätigkeit im euro­
päischen Rechtsraum fördern und unterstutzen will. Der Deutsche Bundes­
tag teilt die Absicht der Kommission, die Vorteile eines gemeinsamen eu­
ropäischen Binnenmarktes für Verbraucher und Unternehmen weiter aus­
zubauen. 

3. Der Deutsche Bundestag regt an zu prüfen, ob die unterschiedlichen Ver­
tragsrechte der Mitgliedsstaaten tatsächlich das entscheidende Handels­
hemmnis bei der Wirtschaftstätigkeit im europäischen Rechtsraum darstel­
len. Der Deutsche Bundestag verweist insbesondere auf die Erfahrungen 
mit dem UN­Kaufrecht (CISG ­ Convention on the International Sale of 
Goods). Sie zeigen, dass insbesondere Sprachbameren und räumliche Ent­
fernung entscheidende Hemmnisse für einen grenzüberschreitenden Markt 

.sind. 

4. Mit der Mitteilung zum Europäischen Vertragsrecht vom 11.07.2001 
(КОМ (2001) 398) hatte die Europäische Kommission eine umfassende öf­
fentliche Konsultation zu der Frage in die Wege geleitet, welche Folgen 
sich aus den Unterschieden zwischen den einzelstaatlichen 
Vertragsrechtssytemen für den Binnenmarkt ergeben und welche Maßnah­
men in diesem Bereich möglich sind. Auf Grundlage der Konsultationser­
gebnisse hatte die Europäische Kommission im Jahre 2003 einen Aktions­
plan vorgelegt, der die Einführung eines gemeinsamen Referenzrahmens 
mit gemeinsamen Grundsätzen, einer gemeinsamen Terminologie und 
Mustervorscbriften enthielt 

5. Die Kommission finanzierte die Arbeit der „Study Group on a European 
■ Civil Code", die einen Entwurf für einen Gemeinsamen Referenzrahmen 

„Draft Common Frame of Reference" (DCFR) erarbeitet hat. Ende April 
2010 setzte die Kommission eine Expertengruppe ein, die sie bei der Erar­
beitung eines Formulierungsvorschlags für ein Europäisches Vertragsrecht 
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(der ^iommissioiisvorschlag") unterstützen soll. Dabei soll der DCFR als 
Ausgangspunkt dfeneri. Die Expertengruppe wird die Ergebnisse der öf­
fentUchéh Konsultation zu dem vorliegenden Grünbuch bei ihrer Tätigkeit 
berücksichtigen. 

6. Im Vergleich zu ähnlichen Projekten der Rechtsgeschichte wahren die vor­
genannten Vorarbeiten noch nicht besonders lange: Deutschland hat inten" 
sive Erfahrungen in seiner Geschichte mit der Überwindung einzelstaatli­
chçr Zivilgesetzbücher durch ein einheitliches Gesetzeswerk gemacht Das 
Bürgerlicbe Gesetzbuch (BGB) wurde 30 Jahre lang materiell beraten. Die­
sen Beratungen gingen allein etwa 50 Jahre voraus, derer es bedurfte, um 
eine einheitliche Rechtssprache zu schaffen, mit der diese Verhandlungen 
geführt werden konnten. In Anbetracht dieser Erfahnmgen stehen die Vor­
arbeiten zu einem Europaischen Vertragsrecht allenMs am Anfang, denn 
von einer einheitlichen Rechtssprache oder Terminologie sind wir in Buro­
pa zu dem jetzigen Zeitpunkt noch weit entfernt Gerade diese erweisen 
sich in der Praxis aber oftmals als wesentliche Banieren für vertragliche 
Beziehungen innerhalb des Binnenmaiktes. 

7. Der Deutsche Bundestag ist der Auffassung, dass die in Deutschland in 
aber einem Jahrhundert gewachsene, bewahrte und ausgewogene Struktur 
und Tradition des Vertragsrechts bei allen Verändeiungsvorschiagen eine 
besondere sorgfältige Betrachtung und Abwägung erfordert: Nach Zahl und 
Inhalt sind die europäischen Regelungen, die ganz oder teilweise auf ver­
tragsrecbtliche Regelungen abzielen, kaum nodi überschaubar. Sie zu kon­
solidieren und au&inander abzustimmen, muss das vorrangige Ziel sein, 
um einen insgesamt kohärenten Regelungsinhalt des europäischen Rechts 
zu gewährleisten. 

8. Mit dem vorliegenden Grünbuch wirft die Kommission die Frage auf; in 
welcher Form nút dem Kommissionavorscblag umgegangen werden sollte. 
Dazu bietet das Grünbuch sieben vorschiedene, abgestufte Optionen an. 

9. Nach Option 1 wird der Kommissionsentwurf im Internet veröffentlicht Бг 
konnte in praktischer und benutzerfreundUcher, aber rechtlich unverbindli­
cher Form als Vorbild fOr Rechtsvorschriften auf europäischer und inner­
staatlicher Ebene sowie als Richtschnur für die Ausarbeitung von Standard­
Vertragsbedingungen dienen. Damit wird die Hoffnung verbunden, dass ei­
ne freiwillige, aber intensive Nutzung eines solchen Dokuments langfristig 
zur Systematisierung europaischer Rechtsakte und ggf. zur Annäherung der 
emzelstaatlichen Vertragsrechtssysterae fahrt. Der Deutsche Bundestag 
teilt die Einschätzung der Kommission, das» eine bloße Veröffentlichung 
des Kommissionsvorschlages auf der Website der Kommission nicht aus· 
reichend ist Insbesondere würde er die Institutionen der Buropaischen 
Union nicht binden, sich bei der Abfassung eigener Rechtsakte an dem 
Kommissionsvorschlag zu orientieren. Nur mit einer solchen Bindungswir­
kung für die Institutionen der Europaischen Union ist aber die Hoñhung 
verbunden, dass das europäische Recht Fortschritte bei der Einheitlichkeit 
verwendeter Rechtsbegriffe und der Systematisiening von Rechtsvorschrif­
ten macht 

10. Nach Option 2 a stellt die Kommission auf Grundlage der Ergebnisse der 
Expertengruppe eine sogenannte „Toolbox" Шг die Gesetzgebungsorgane 
der Europäischen Union zur Verfügung. Dieses Instrument kannte als frei­
williger Bezugsrahmen % die Institutionen der Europäischen Union ver­
wendet weiden, um bei der Ausarbeitung oder Überarbeitung bestehender 
Rechtsvorschriften die Kohärenz und Qualität der vorgeschlagenen Rege­
lungen sicherzustellen. Nach Option 2 b stellt die Kommission ebenfalls 
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eine "Toolbox" zur Verfügung. Allerdings soll diese Bindungswirkung für 
die gesetzgebenden Institutionen der Europäischen Union dadurch entfal­
ten, dass Ober die Inbezugnahme eine interinstitutionelle Vereinbarung 
zwischen der Kommission, dem Parlament und dem Rat getroffen wird. 
Hierbei würde festgelegt, dass diese Organe bei der Ausarbeitung von Le-
gislatiworschlögen die Vorgaben der Toolbox berücksichtigen, um sich 
dem Ideal einheitlicher Rechtsbegriffe und systematischer Normsetzung 
auf dem Gebiet des Vertragsrechts anzunähern. Der Deutsche Bundestag 
begrüßt eine „Toolbox" für die Rechtsetzungaorgane der Europäischen 
Union- Die „Toolbox" stellt als Bezügsrahmen eine geeignete Möglichkeit 
dar, die Ergebnisse der Expertenkommission bei der Ausarbeitung und 
Überarbeitung von bestehenden Rechtsvorschriften angemessen zu berück­
sichtigen. Weiterhin lässt diese Option aber auch die Vielfalt der innerhalb 
der Europäischen Union bestehenden Vertragssysteme unberührt, die aus 
ganz verschiedenen Rechtstraditionen heraus erwachsen sind Der Deutsche 
Bundestag hält die Option 2 b für die geeignetste, um einen gemeinsamen 
Bezugsrahmen für die Rechtsetzungsorgane einzuführen. Durch die Betei­
ligung des Parlamentes und des Rates würde die Maßnahme auch eine stär­
kere Akzeptanz auf Seiten der Mitgliedsstaaten entfalten. Vor allem aber 
käme dadurch eine Selbstbindung der Legislativorgane der Europäischen 
Union zustande, um sich stärker am Ideal einheitlich zu gebrauchender 
Rechtsbegriffe und systematischer Rechtsetzung zu orientieren. 

11. Nach Option 3 fordert die Kommission die Mitgliedsstaaten auf, den 
Kommissionsvorschlag in innerstaatliches Recht zu übernehmen. Auch 
wenn eine solche Aufforderung ohne rechtliche Bindungswirkung allein 
auf freiwilliger Basis stattfände, steht der Deutsche Bundestag einer sol­
chen Aufforderung skeptisch gegenüber. Bei dieser Option wird die grund­
sätzliche Auffassung des Deutschen Bundestages in Frage gestellt, dass für 
die Ausgestaltung des Zivil- und Vertragsrechts primär die Mitgliedsstaa­
ten selbst verantwortlich sind. Außerdem besteht die Gefahr, dass es durch 
eine solche Empfehlung zu einer Reihe von Schuldrechtsreformen inner­
halb der Mitgliedsstaaten kommen könnte, die ein hohes MaS an Rechtsun-
sicheriieit auslösen können. Denn die Erfahrung lehrt, dass Schuldrechtsre-
formen eine ganze Reihe neuer Rechtsfragen aufwerfen, deren reebtssiche-
re Beantwortung durch die Rechtsprechung viele Jahre in Anspruch neh­
men kann. Es bestünde daher die Gpfehr einer zunächst zusätzlichen, jahre­
langen Rechtsunsicherheit, bis der insoweit für die letztverbmdliche Ausle­
gung zuständige Europäische Gerichtshof entschieden hat. Eine solche 
Rechtsunsicherheit stellte aber eine weit höhere Belastung von Unterneh­
men und Verbrauchern im Binnenmarkt dar als die existierenden Unter­
schiede in den Vertragsrechtssystemen der Mitgliedsstaaten. 

12. Nach Option 4 würde im Wege der Verordnimg ein fökultatives europäi­
sches Vertragsrechtsinstrument als Alternative zur Ausgestaltung schuld-
rechtlicher Verträge eingeführt. Auf diese Weise würde ein sogenanntes 
„28. Regime" geschaffen. Die Kommission stellt zur Diskussion, ob davon 
nur grenzüberschreitende Geschäftsverbindungen umfasst werden sollen 
oder ob das europäische Vertragsrechtsinstrument auch auf innerstaatliche 
Verträge Anwendung finden soll. Der Deutsche Bundestag ist auch gegen­
über dieser Option skeptisch; Der Deutsche Bundestag zweifelt insbesonde­
re an der Gesetzgebungskompetenz der Europäischen Union zur Einfüh­
rung einer 28. Vertragsrechtsordnung. Gemäß Art. 5 Abs. 1 S. 1 EUV gilt 
für die Europäische Union das Prinzip der begrenzten Einzelermächtigung. 
Danach bedarf die Europäische Union für jeden Rechtsakt einer Rechts­
grundlage, die ihr die Verträge einräumen. Der Deutsche Bundestag ist von 
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Verfassungs wegen dazu berufen und verpflichtet, die Einhaltung des Prin­
zips der begrenzten Einzelermfichtigung sorgfältig zu prüfen, wie das Bun-
desverfassungsbericht in soroer Lissabon-Eocscheidung betont hat. Eine ge­
nerelle Kompetenzgrundlage für die Harmonisierung des Privatrechte der 
Mitgliedastaatene existiert nicht. Art, $1 Abs. 2 AEUV kommt als Rechts­
grundlage nicht in Betracht. Denn er betrifft lediglich das Internationale 
Privat- und Verfahxensrecht, nicht aber (abgesehen vora Fanüüenrecht) das 
materielle Privatrecht. Bislang ungeklärt ist auch, ob sich ein 28. Vertrags-
regime auf Art 114 AEUV stützen lösst. Art. 114 AEUV ermächtigt zum 
Eriass von Maßnahmen zur Anġleichung der Rechtsvorschriften, die die 
ßtrichtung und das Funktionieren des Binnenmarktes betref-fen. Von be­
sonderer Bedeutung ist hier, ob die 28. Vertragsordnung eine „Anglei-
chung" bestehender Rechtsvorschriften darstellen wurde. Als eine mögliche 
Rechtsgrundlage kame weiterhin Art. 352 AEUV irt Betracht, Dies setzt al­
lerdings einen einstimmigen Beschluss des Rates voraus (Art. 352 Abs. 1 
AEUV). Das Erfordernis der Einstimmigkeit macht dieses Gesetügebungs-
verfahren besonders scbwerffllig und unflexibel. Hier hat der Deutsche 
Bundestag die Sorge, dass es dann auch einem in diesem Gesetzgebungs­
verfahren erlassenen Vertragsrecbt gerade an der notwendigen Flexibilität 
fehlt Denn durch ein langwieriges und schwerfälliges Gesetzgebungsver-
faliren, auch in Bezug auf spätere Änderungen auf Grund neuer techni­
scher, sozialer und wirtschaftlicher Rahmenbedingungen, könnte es sich als 
ein starres, in der Praxis unbrauchbares Konstrukt herausstellen. Zudem 
kann die Flexibilitätsklamel des Art. 352 AEUV nicht beliebig weit ausge­
legt werden. 

13. Bei Option 4 bleiben auch eine Vielzahl von Fragen ли­ Ausgestaltung 
dieses Instruments (Inhalt, Umfeng, Geltungsweise, Abdingbarkeit, Ver­
hältnis zu nationalen und internationalen Rechtsinstrumenten, Gewährleis­
tung eines hohen Verbraucherschutzniveaus unter Wahrung der Wettbe­
werbsfähigkeit der Unternehmen) offen. Weiterhin bleibt Option 4 die 
Antwort schuldig, wie es die nationalen Verbraucherschutzstandards ge­
währleisten möchte. Bislang muss ein Unternehmer, auch bei einer 
Rechtswahl, zwingende Vorschriften des Verbraucherschutzes am Aufent­
haltsort des Verbrauchers beachten. Eine Vereinheitlichung des Vertrags­
rechts kann nur unter Verzicht auf eine Berücksichtigung derartiger zwin­
gender Rechtsvorschriften erfolgen. Selbst die Tatsache eines bloß optiona­
len Europaischen Vertragsrechts würde insoweit dem Verbraucher voraus­
sichtlich nicht helfen. Denn die vermeintliche Wahlmöglichkeit würde sich 
in der Praxis vermutlich auf ein einseitiges Bestimmungsrecht von Seiten 
des Unternehmers in seinen Allgemeinen Geschäftsbedingungen verkürzen. 
Um einen angemessenen Vetbraucherschutz zu gewährleisten, sieht die 
Rom­I­Verordnung Ober das auf Schuldvethâltnissc anwendbare Recht da­
her auch vor, dass eine Rechtswahl nicht dazu führen darf, dass dem Ver­
braucher der Schutzstandard semes Heimatlandes entzogen wird. Dieser 
Schutzstandard müsste im Wesentlichen auch gelten, wenn Option 4 zur 
Anwendung käme. Außerdem bedarf die Anwendbarkeit des Europäischen 
Vertragsrechts stets der ausdrücklichen Zustimmung des Verbrauchers 
(Opt­in­Modell). 

14. Nach Option 5 wird im Wege einer Richtlinie Über ein Europäisches Ver­
tragsrecht eine Grundlage für einen gemeinsamen Mindeststandard für das 
einzelstaatliche Vertragsrecbt der Mitgliedsstaaten geschaffen. Der Deut­
sche Bundestag hält eine solche Richtlinie für nicht geeignet, die genannten 
Ziele für den Binneumarkt zu erreichen. Durch die verschieden ausgestalte­
ten Umsetzungsakte der Mitgliedsstaaten würde es nicht zu einem Mehr an 
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Rechtssicherheit für Unternehmen und Verbraucher kommen. Denn auch 
die Umsetzung in den einzelnen Mitgliedsstaaten kann erheblich voneinan­
der abweichen, insbesondere wenn es nur um einen Mindeststandard geht 
Zudem würde eine solche Richtlinie erheblich in die nationale Rechtset­
zung eingreifen, ohne dass dies einen wesentlichen Vorteil ffir den Waren­
verkehr im europäischen Binnenmarkt bedeuten würde. 

15. Die Optionen б und 7 des Grünbuchs sehen vor, mit einer Verordnung ein 
einheitliches Europaisches Vertragsrecht bzw. ein Europäisches Zivilge­
setzbuch eiimiführen. Dies würde die Vollharmonisierung des gesaraten 
Schuld­ bzw. Privatrechts in der Europaischen Union bedeuten. Der Deut­
sche Bundestag lehnt eine solche Vollharmonisierung in beiden Varianten 
entschieden ab. Eine Vollharmonisierung auf dem Verordnungswege ist 
mit Gnmdsat?, der Subsidiarität und der Verhältnismäßigkeit nicht verein­
bar. Abgesehen von diesen primärrechtlichen Hindernissen hat der Deut­
sche Bundestag aber auch Vorbehalte in der Sache selbst: Gerade das Pri­
vatrecht muss flexibel auf rechtstatsächliche und rechtspraktische Ände­
rungen reagieren kennen. Bei einem Vertragsrecht, das auf einer Verord­
nung iür das gesamte Vertrags­ oder Zivilrecht beruht, handelt es sich je­
doch um eine höchst unflcxible Lösung. Die Debatte um die flexible An­
passung von Rechtsnomen muss unter Beteiligung von 21 Mitgliedsstaaten 
notwendigerweise langwieriger und komplizierter ausfallen, als wenn die 
Gesetzgeber der Mitgliedsstaaten zügig einzelstaatliche Lösungen umset­
zen. Weiterhin würde eine Verordnung den Wettbewerb als Entdeckungs­
verfahren fllr gutes Recht beseitigen: Der Deutsche Bundestag ist davon 
überzeugt, dass Vertragsfreiheit (im Rahmen des Internationalen Privat­
rechts) auch Rechtswablfreiheit bedeuten soll. Denn so entsteht Wettbe­
werb unter den Rechtsordnungen, der Anstöße zur Fortentwicklung des 
Rechts gibt 

16. Das Grünbuch der Kommission wirft die Frage auf, welche Vertragsarten 
das neue Instrument regeln soll. Dabei wird diskutiert, ob es nur bei Ge­
schSfian zwischen Unternehmern und Verbrauchern Anwendung finden 
oder ob es sich auch auf Geschäfte zwischen Unternehmern beziehen soll. 
Der Deutsche Bundestag vertritt die Auffassung, dass sich der Referenz­
rahmen auf Verträge zwischen Verbrauchern und Unternehmern konzent­
rieren sollte. Hier besteht im Geschäftsverkehr ein besonderes Schutzbe­
dürfins, weil Verbrauchern häufig die notwendigen tatsächlichen Erfahnra­
gen und rechtlichen Kenntnisse fehlen. Hier kann Vertrauen der Verbrau­
cher in den Binnenmarkt gestfirkt werden. Bei Verträgen zwischen Unter­
nehmern steht für den Deutschen Bundestag die Flexibilität der Rechts­
normen im Vordergrund. Vertragsfreiheit und Privatautonomie ermögli­
chen Vertragsgestaltungen, die der Vielgestaltigkeit wirtschaftlicher Tätig­
keit gerecht werden. Hier ist weniger Rechtsemheitlichkeit als vielmehr 
Rechtsauswahl dienlich. 

17. Das Grünbuch der Kommission wirft ebenfalls die Frage auf, ob sich ein 
solches Instrument nur auf grenzüberschreitende Vorgänge oder auch in­
nerstaatliche Verträge beziehen soll. Der Deutsche Bundestag ist der Auf­
fassung, dass europarechtliche Instrumente grundsätzlich an einem grenz­
überschreitenden Sachverhalt anknüpfen sollten. Allerdings dürfen die An­
forderungen an ein grenzüberschreitendes Element nicht zu hoch gesteckt 
werden, um neu aufcunehmende grenzüberschreitende Geschäftsverbin­
dungen nicht zu behindern. 

18. Das Grünbuch wirft die Frage auf, ob das neue bstrument allem schuldver­
tragliche Regelungen zum Inhalt haben soll oder ob auch andere Zivilrecht­
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liehe Bereiche wie лип Beispiel das Recht der ungerechtfertigten Bereiche­
rung, das Deliktsrecht oder eigentumsrechtlicbe Regelungen in Bezug ge­
nommen werden sollen. Der Deutsche Bundestag spricht sich für eine Be­
schränkung auf das Vertragsrecht aus. Bereicherungsrechtliche, sachen­
rechtliche und deliktsrechüiche Vorschriften sind in der Rechtswirklichkeit 
auf das Engste mit vertragsrechtlichen Regelungen verschrankt. Recbts­
dogmaüsch und rechtssystematisch sind sie hingegen vom Vertragsrecht zu 
unterscheiden. Sie in ein Instrument zur Vereinheitlichung des Europäi­
schen Vertragsrechts einzubeziehen, hieße nicht nur, die ZustSndigkeits­
ordnung des Vertrages zu negieren, sondern würde im Ergebnis auch auf 
ein Europäisches Zivilgesetzbuch hinauslaufen. Das lehnt der Deutsche 
Bundestag ab. 

19, Unabhängig von der Entscheidung für eine bestimmte Option muss vorab 
eine aussagekräftige Folgenabschätzung erarbeitet werden bezüglich der zu 
erwartenden rechtlichen Konsequenzen und der faktischen Auswirkungen 
auf den Markt sowie auf die Verbraucher, Hierbei müssen die Vor­ und 
'Nachteile in den verschiedenen betroffenen Konstellationen explizit und 
ausführlich herausgearbeitet weiden. 

Ш, Der Deutsche Bundestag nimmt zu den Fragen der Konsultation wie folgt 
Stellung: 

1. Die Rcchtsauswahlfroiheit im Binnenmarkt wird durch die Beibehal­
tung der mitgüedsstaatlichen Privat­ und insbesondere Vertragsrechts­
systeme sichergestellt. 

2. Von Ansalzen einer umfassenden Vollharmonisierung des Zivilrechtes 
in den Mitgliedsstaaten der Europäischen Union wird abgesehen. 

3. Der Kommissionsvorschlag wird zunächst nur im Wege einer „Tool­
box" nach Maßgabe der Option 2 b des GrUnbuchs umgesetzt. 

4. Im Falle eines dennoch eingeführten fakultativen 28. Vertragsregimes 
(Option 4) muss sichergestellt warden, dass der Schutz des Verbrau­
chers im Wesentlichen nicht unter das Niveau seines Heimatlandes 
absinkt und dass die Anwendbarkeit des Europäischen Vertragsrechts 
stets der ausdrücklichen Zustimmung des Verbrauchers bedarf (Opt­
in­Modell). 

5. Unabhängig von der Entscheidung Шг eine bestimmte Option muss 
vorab eine aussagekräftige Folgenabschätzung erarbeitet werden be­
züglich der zu erwartenden rechtlichen Konsequenzen und den fakti­
schen Auswirkungen auf den Markt sowie auf die Verbraucher." 
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Bericht der Abgeordneten Dr. Jan­Marco Łuczak, Marco Buschmann, Christine 
Lambrecht Raju Sharma und Ingrid Hönlinger 

I, Überweisung 

Das Ratsdokumcnt 11961/10 in der Untetrichtung 
auf Drucksache 17/2994 A.16 vom 20. September 
2010 wurde gemäß § 93 Absatz 5 der Geschäftsord­
nung dem Rechtsausschuss zur federführenden Bera­
tung sowie dem Ausschuss für Wirtschaft und Tech* 
nologie, dem Ausschuss für Ernährung, Landwirt­
schaft und Verbraucherschutz, dem Ausschuss für 
Verkehr, Bau und Stadtentwicklung und dem Aus­
schuss für die Angelegenheiten der Europäischen 
Union zur Mitberatung überwiesen. 

II, Stellungnahmen der mitberatenden Aus­
schüsse 

Der Ausschuss für Wirtschaft und Technologie hat 
die Vorlage in seiner 36. Sitzung am 26. Januar 2011 
beraten und empfiehlt deren Kenntnisnahme sowie 
mit den Stimmen der Fraktionen CDU/CSU, FDP, 
SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die 
Stimmen der Fraktion DIE LINKE, die Annahme der 
aus der Beschlussempfehlung ersichtlichen Entschlie­
ßung, 

Der Ausschuss für Eroäbmig, Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz hat die Vorlage in seiner 30, 
Sitzung am 26. Januar 2011 beraten und empfiehlt 
deren Kenntnisnahme sowie mit den Stimmen der 
Fraktionen CDU/CSU, FDP, SPD und BÜNDNIS 
90/Dffi GRÜNEN gegen die Stimmen der Fraktion 
DIE LINKE, die Annahme der aus der Beschlussemp­
fehlung ersichtlichen Entschließung. 

Der Ausschuss flir Verkehr, Bau und Stadtent­
wicklung hat die Vorlage in seiner 29. Sitzung am 26. 
Januar 2011 beraten und empfiehlt deren Kenntnis­
nahme sowie mit den Stimmen der Fraktionen 
CDU/CSU, FDP, SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ­
NEN gegen die Stimmen der Fraktion DIE LINKE, 
die Annahme der aus der Beschlusserapfehlung er­
sichtlichen Entschließung. 

Der Ausschuss für die Angelegenheiten der Euro­
päischen Union hat die Vorlage in seiner 30. Sitzung 
am 26. Januar 2011 beraten und empfiehlt deren 
Kenntnisnahme. 

■IL Beratungsverlauf und Beratungsergeb­
nisse im federführenden Ausschuss 

Der Kechtsausschuss hat die Vorlage ­ nach vorbe­
reitenden Beratungen im Unterausschuss Europarecht 
in dessen 12. Sitzung am 1. Oktober 2010 und dessen 

• 17. Sitzung am 21. Januar 2011 ­ in seiner 34. Sitzung 
am 26. Januar 2011 abschließend beraten und emp­
fiehlt mit den Stimmen der Fraktionen CDU/CSU, 
FDP, SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen 
die Stimmen der Fraktion DIE LINKE., die aus der 
BeschlussempfchluDg ersichtliche Entschließung in 
Kenntnis der Vorlage anzunehmen. 

Die Fraktion der FDP hob hervor, alle Fraktionen 
hätten in den Beratungen sehr gut zusammengearbei­
tet und sich alle mit wertvollen Beiträgen an der ge­
meinsamen Entschließung beteiligt. Es sei erfreulich, 
dass diese Stellungnahme gegenüber der Kommission 
in dieser Form gelungen sei. 

Die Fraktion der CDU/CSU legte dar, die Wirtschaft 
­ insbesondere die mittelständischen Betriebe in 
Deutschland ­ stünden der Einfilhrung eines verbind­
lichen Europaischen Vertragsrechts skeptisch gegen­
über. Tatsächlich seien die Hindernisse im grenzüber­
schreitenden geschäftlichen Verkehrs weniger dem 
Fehlen eines einheitliehen materiellen ­Rechts ge­
schuldet. Hauptursachen seien die sprachlichen und 
kulturellen Unterschiede in den Rechtsordnungen der 
Mitgliedstaaten. Aus diesen Gründen sei die im Grün­
buch vorgestellte Entwicklung einer „Toolbox" für 
die Organe der Europaischen Union der vorzugswür­
dige Weg. 

Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN unter, 
strich, aus einer europafreundlichen Perspektive sei 
ein einheitliches europäisches Vertragsrecht im Bin­
nenmarkt sinnvoll. Dessen Einführung bedürfe aller­
dings vor allem mit Blick auf ein hohes Niveau im 
Verbraucherschutz eines langen Vorlaufe. Aus diesem 
Grunde sei es für die Einführung eines 28. Vertrags­
rechtssystems noch zu früh. Der Weg zu einem ge­
meinsamen System, solle vielmehr mit der „Toolbox" 
zum Vertragsrecht beschritten werden, 

Die Fraktion der SPD gab zu Bedenken, dass die 
Einführung eines 28. Vertragsrechtssystems durchaus 
eine interessante Option sei, dio weiter diskutiert wer­
den sollte. Die in der einvemehwlichon Stellungnah­
me favorisierte „Toolbox" sei jedoch derzeit das bes­
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sere Instrument, um einen hinreichenden Verbrau­
cherschutz sicherzustellen und zugleich auf dem Weg 
zu einem einheitlichen europäischen Recht voranzu­
kommen. Nach Annahme der Stellungnahme gelte es, 
im Europäischen Parlament, im Ministerrat und in der 

Europäischen Kommission Юг deren Inhalt tatkräftig 
zu werben. Hierzu seien alle Mitglieder des Rechts­
ausschusses gemeinsam mit dem Bmdesministerium 
der Justiz aufgerufen. 

Berlin, den 26. Januar 2011 

Dr. Jan-Marco Łuczak 
Berichterstatter 

Marco Buschmann 
Berichterstatter 

Christine Lambrecht 
Bertchterstatterm 

Raju Sharma 
Berichterstatter 

Ingrid Hönlinger 
Berichterstatterin 
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